
Aktenzeichen:

‚2,59. 232.452.

Verkündet

33 30„ März 1962
B o h l

Rep.Chereekretär
Schriftführer

I m N a m e n d e e V o l k e 3

In Sachen

der Steinbruchs«Berufsgenossenschaft, Hannover,
Walderseestraße 5,

Beklagten und Eevisionskläger1n,

Prezeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr„ Hermann
Münzel, Frankfurt/Main,
2311 70,

g e g e n

1.)

2°)

Klägerinnen und
Revisionsbeklagte,

Pereßbevollmächtigte:

!

hat der 2° Senat des Bundessozialgerichts auf die
müHdliche Verhandlung vom 30„ März 1962, an der
mitgewirkt haben

Senatspräsident B r a c k m a n n
als Vorsitzender,

Bundesrichter D e m i a n i und

Bundesrichter Dr° B a r e s e 1
als weitere Berufsrichter,

!Bundessozialrichter w e b.o r und

Eundessozialrichter Kniepmeyer
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Pie Revision gegen das Urteil des Bayerischen
J—Jal’ldessozialgerichts vom 5„ September 1957 wird
ZH?äakgeaä339ä„
Die Beklagte hat den Klägerinnen die außergericht=
1lchen Kosten des Revisionsverfahrens zu erstattex

Von Rechts wegen„
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Der am-4° Februar 1881 geborene.Bhemann der Klägerin zu 1),

G‘ ' ' B, „ war in den Ja ren 1895 bis Zv7—
_

mit Un—
terbrechungen_ durch: Kriegsdienst und Arbeitslosigkeit —

als“.

Steinbrecher' in'Sandsteinbrüchen des unteren Maingebietes tä4

tig geWesen. ef bezog Seit dem 26 Februar 1938 lnvalidenren-'

te° Am 12 November 1955
ist

er gestorben° ' '

Unter dem12. März'1955 erstattete der praktische Arzt Dr;
S“ ' in M ‘eine Berufskrankheitsanzeige'über eine!

_SilikoSe„in der als Zeitpunkt der ersten'ärztiichen Untersu'

'chung‘der-1 März 1955 angegeben ist Die Landesver51cherunee—
anstalt (BVA) Unterfranken teilte der Beklagten auf die A„1age

mit‚_daß der Bhémann B;'
-
Seit dem 26. Februar 1938_éin0 In—

validenrente beziehe, seitliche—Unterlagen jedoch durch Kriegs

einwirkungen Vernichtet seien„ Die Beklagte 20! vom Bürg:er—_

meister der Gemeinde B ' eine Auskunft über d1e Be—

soheit1euno„zc1ten seit 1895 und von der Verwaltungsstelle

M:
'„ der Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOK) A “""-

" -eine Aurstellung über die Arbeitgeber und die Erkrankun-

gen seit dem Jahre 1925 bei, außerdem eine Auskunit des Städti

schen Krankenhauses in-M
_

über'das Brgebnis‚der dort.
'em 11, März 1'955 vorgenommenen Ront■enuntercucbung Nachdem

die Dienststelle' des Staatlichen Gewerbearztes für Bayern ein“
Gutachten vom 2 Juli—1955 erstattet hatte, lehnte die Beklag—

te durch Bescheid
vom 3 August 1955 den EntSCH„Ö1”UHE°8H°ÜlUC£

ab und führte zur Begründung aus: B1 ha'be aus Anlaß der

“bei ihmbestehenden'Silikotbekeinen'An5pruchauf Unfallrente,
da er schon lange

vor Eintritt des Versicherungsfelles im März

1955 wegen eines hiervon unabhängigen Leidens völlig erwerbe—
unfähig sei, jedoch habe er wegen der bestehenden Silikotbo

Anspruch auf Krankenbehandlungo
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Gegen ■iesen Bescheid hat der Ehemann B1
_ am 24„ August

955 beim Soziälgericht'(8G) Wür2burg Klage erhoben Nach

seinem Tod hat der ihn vertretende VdK einen Erbschéin e.in— '

gereicht, aus dem sich ergibt, daß die Ehefrau zu1/47 die?
Tochter Helene‚_verehelichte Wiese, zu 3/4 Erben des ver—

_
3t0rbenen Bé" sind, sowie eine von Luise B _’unterzeich—

.nete Vollmächt auf den'VdK uhd'eine von Helene Wiese unten;
zeichnete Vollmacht auf Freu LuiSe Ey.

Durch zwei Bescheide_vom 21; Dezember 1955 het'die Beklagte

der Witwe Luise-B, ' Sterbegeld gewährt und den AnsPruch
'auf Hinterbliebenenrenté_mit der Begründung abgelehnt, däß

der'Ehera nn schon lange vor Eintritt'des Versicherungsfalles

wegen eines hiervon unabhcnglcen Leidens völli.g'erwerbsun—_

fähig gevesen sei Hiergegen hät Frau Luise E ' am 11 Ja;*

nuer 1960_beimSGWürzburgKlage erhoben..

Das SG hat weitere Auskünfte des behandelnden Arztesbr°

? und des Bürgermeisters der Gemeinde B : bei;
) » — ‚ _

(.

„”
)

gezogen,

D3s Urteil des SG' Würzburg vom 6. September 1956 enthält

folgende Perteibezeichnungz_
-

“1 ‚des Gottfried B " .; terstorben'am 12 Ndvember'1955‚.j
hier: Fortsetzung

des Verfe_hrens .durch *4

e) die Ehefrau Luise B __‚„
-b) die Tochter Helene Wie5e,*

2. der Witwe Luise B:Ü'I';' '

'Der Entscheidungssatz lautet:_

11‚ Unter Abänderung des Be_scheiäes vom 5 .August
1955

'wird die Beklagte dem' Grunde nach verurteilt, den des

yVerfehren- fortsetzendsh K'lägern zu 1) des
am 12 November

1955 vers—torbenenKlegers für die als Berufskreankheit"

_nnerkennte Silikotbo bis zum50„ November1955 Unfälle
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'—4—„
rente zu gewähren°

IIa'Unter Abänderung des Besct leidesi vom 21. Dezember 1955 Wird

die Beklagte dem Grunde nach verurteilt, der Klägerin zu-
2) aus Anlaß_dés Todes ihres Ehemannes_ vom 12. Yovember

1955 Witwenrente zu gewähren, ‘ ‘
_ „ ‚_ \

III° Es wird eine einmalige vorläufige
Leistung

in_ Höhe von
500 ——

DM angeordnet° ’

IV"
Die Beklagte hat den Klägern die zur Zweckentsprechenden

Rechtsverfolgungjnotwendigen AufWendungen zu—erstatten°

Zur Begründung hat das SG ausgeführt, die Klagen gegen die
Bescheide_vom‘3, August 1955_(Vérsagung der.Beschädigtenrente)
und vom 21«_Dezember 1955 (Versagung der Witwenrente) seien,

begründet, Der Bescheid vom 21. Dezember 1955 über die Ge■äh—

rung des Sterbegeldes sei nicht mehr beahstandet werden„_Als

Zeitpunkt des Unfalls gelte bei einer Berufskrankheit der Be—
nginn der Krankheit im Sinne der KrankenvérsiCherung Oder der-

Beginn der Erwérbsunfähigkeit im Sinne der Unfallvérsicherung„
‚Der Krankheitsbeginn sei der Zeitpunkt, in dem wegen der Be—
rufskrankheit ärztliche Behandlung objektiv erforderlich ge—'

wesen sei oder Arbeitsunfähigkéit begonnen habe, Die einzig „

‚
brauchbaren Beweismittel seien im vorliegenden Fall die Ein—
tragungen der AOK und die Ausführungen des Staatlichen Ge—

_sundheitsamtes, daduréh sei ausreichend erwiesen, daß Ealles

bereits am 24,‘August 1957 infolge Mchvindelanfalls und Sili—

kose arbeitsunfähig erkrankt Sei, Da keine Anhaltspunkte da—
für vorhanden seien, daß Balles bereits in d.iesém Zeitpunkt

'Nvöllig erwerbsunfahig
gewesen ee_i, sei kein Raum mehr fur c?ie

Anwendung des & 561 der Re1chsver°1cberunasordnun■ (EVO)

Gegen das Urteil des SG hat die Beklagte beim‘Bayerisehen
Landessozialgericht.(LSG) Berufung eingelegt. Das LSG hat
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1-5_

durch Urteil vom 3. September 1957'die _Berufung der Beé.'

klegtcn hinsichtlich der Verletztenrente verworfen, im_

übr igen LUTUCAgCW1bSGH _und die Revision zugelassen

Zur Ecgründunghat das-LSGausgeführt:_Die'Berufung'hin—"
{sichtlich der Unfallrente sei nach 5 145 Nr° 2 des SöZial-'f

gerichtegeéetzes'(8GG) uhzuläsSig,_die’Nichtzulassung der_

Eerufunä sei ebensowenig ein wesentlicher Mangel des Ver+-'

fehrens wie die fälsohliche Zuerkénnung Von LeiStungen'an_'

die Tochter(&614EVO),hinsiChtlichdef-Witwéhrénte-sei';7die Berufung zulä.ssig aber unbegründet Für'die'Anwendungiq"

'_des _5 _561 EVO komme es nur darauf an', wenn Krankhe1_t im '
_ Sinne der Krankenversicherung vorgelegen habe Aus' de'm„

Auszug der AOK ergebe sich, daß B vom 24: August 1937'
bis zum 25;_Februer 1938 wegen Staublunge behandelt Worden'

sei. AuchderUmétänd, d_eßbereits im Jahre_1955ein Für—
sorgeblatt beim Gesundheitsamt angelegt worden sei, deute

darauf hin, d.aß die e_rSten medizinischen Merkmale der Si» '
likose bereits' zu dieser' Zeit vergélegen hätten Dafür, daß

in jenen Jahren'bereits völlige-ErWerbs unfä.higkeit vorgele—

n hab e, biete der Sachverhalt keinen Anhalt,_ @ 561 EVO 1

i somit nicht 'anwend'ber ' ' ' '

'
(T

)
.m

an
(B

Bie Fehlegté, die'_den'E mpfang des Urteils des LSG unter dem_'
7‚ thcter 1957 bescheini_gt hat, hät am 4- _November 1957 _„Ü

ge en de5 Urteil Bev'ision eingelegt und. sie am 17.
Dezember-_“

57 begründet

Sie_beentragt‚
_ _ _ _ „_ . _„ __ __ _ ‚_" unter Aufhebung des anééfdéhténeh Urteils>_*

“ü■d”déé'■ffé11gdes'SGWürzburgdie Klage
gegen die_beidén angef00htenen Bescheide
vom'3„ August und 21.'De2ember 1955 abza—
weisen,_ ‚
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_51

Diqulägerinnen beantragen,;

die ReviSion Zurückzuweisen°

11‚

Die in der gesetzliChen Form und Frist eingelegte und begrün—

dete Revision is_t durch ZVulassung (@ 162 Abs° 1 Wr„ 1 SGG)

statthaft und somit zulässig° Sie hatte jedoch keinen ErfolgV

Die Revision ist der
Auffassung,

das LSG habe die
Berufu_

ng

des SG zu Unrecht insoweit für unzulässig gehalten, als sie.'

gegen die Entscheidung des SG über den AnspruCh auf Verletz»

tenrente-gerichtet war. Diese Rügé ist unbegründet°
_ .

.‘/ _ . .
_ .

Das SG hatte zWei getrennte; unter verschiedenen Aktenzeichen

eingetragene Klagen zur gemeinsamen Verhandlung und Entschei—'

dung verbunden (@ 115 SGG):

a) die am 28° August 1955
vom Ehemann B \ erhobene Klage

auf Verletztenrente, die Sich gegen den ablehnenden Bea '
schéid

vom 5 August 1955V1ichtete und nach der UnterbiVe—

chung des Verfa.hrens durch den TodV désV Ehemannés B;

'von der Witwe und d_er Tochter als Erben aufgenommen
werden

.
ist und

V
' ‘ '

_

_
b) die von der »?itwe Luise Bc \_am

11 Januar 1956 erhobene”

Klage, die den AnSpruch auf Witwenrente (V_C588 EVO) be—

"trifft und sich gegen den abl ehnenden Bescheid vom 21 De—

_„zember 1955 richtet ‘

Diese heid.en Klagen standen zwar im VZusammenhang; einerseits

-war der Anspruch des Ehema.nnes Ba ' auf nntschadlgung daraui

gestützt, daß bei ihm eine Zu entschädigende Beruiekrankheit

17_
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" heetehe; und_der Anspruch der Witwe auf Hihterblieheneh—
_% rehte darauf,-daß der Tod des Ehemannes durch diese Berufs—

Mkrankheit Verursacht wcrden_sei‚ andererseits'hat'die Be—
klagte sich gegenüber beiden An8prüchen_auf @561 eve beru4

Ü'fen;'Die Klagen_betreffen'jedoch selbständige Ansprüche,“
deren Voraussé-tzuhgen

vers °Chiedén sind, Auch ist die Ver— '
"letztenrente - wenn auch in Verkennung der Vorschrift des

@ 614 RVG — von der Witwe und ihrer. Tochter bean3prucht

_
werden, während den Anspruch auf Hinterhliebenénrente die_

'Witwe allein geltend macht; Infolgedessen ist die Zhläs—
sigkeit der _Berufung für jeden der Ansprüche, über di'e das.

'1SG_ gemei'nsem in einem Urteil entschieden hat Selbständig

zu prüfen.(vgl BSG 10, 264; au_ch 5, 34_ und 222, 225).

_'Nach @ 145' nr 2 SGG (i. d. 'F. v0r dem Inkrafttreten des

. Z_weiten Gesetzes zur _Änderung des SGG vom 25.6.1958
—

'
BGBl I S. 409 &) war die Berufung gegen das Urteil des_SG

_

insoweit aüsgeec-hlossen, als'dae° 'G über den Anspruch auf

_:Verletz tehrente für die_ Zeit bis zum Tod_e des Ehemannes
'.B:

& entschieden hat; denn dieser' _Teil des Ur'teils he—'

' traf nur Rente für bereits abgelaufene Zeiträume (vgl.
{ Bee 4, 215)

_‘Die Berufung War each nicht nach @ 150.'9GG zu'lä'eeig.' 'D'ae_

,_se he_tSie nicht_ Zugclassen (@150 Nr. 1 see) Es-war
weder ein

Ursachénzusammehhang
im Sinne der Nr 3 dee'

_

_
@ 150 SGGstreitig, noch hatte des G eine Gesundheits—'

.störung als nicht feststellbar erachtet. Das Verfahren '
des SG litt auch nicht an einem wesentlichen Mangel, der,

V'Von der Beklagten ge'rügt werden ist. 'Hierbei 'können nur
'die

aus dem rbr1ngen .in -der Berufungsinstan2 e.rsicht—
"lichen Rügen berÜCKeichtigt' werden (3023 SGG @ 150 Da_2 '

Nr. 9). Der-Sehriftsatz der'Beklagten vom 7;HNOVember '

1956 wendet sich in erster Linie gegen die Rechtseuffas—

_sung des_8G und enthält keine ausdrücklich_als_3ügén'von '

—8—-
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.'8_
verfahrensmängeln gekennzeichneten

ßusfuhtuoven Das Urteil

des LSG enthä.lt infolgedessen auch keine Stellungnahme zu der

artigen Rügen. Jedoch hat die Beklagte ausgeführt, es sei auc}

in tatsächliChér Beziehung "mehr als Zweifelhaft“; ob im Au?

gust 1937 auch wegen-einer "Staublunge" Arbeitsunfähigkeit

' und Behandlungsbedürftigkeit vorgelegen häbe;_die als Neben—
befund angegebene Staublunge dürfte nicht im Vordergrund des

Krankheitsgeschehens gestanden haben, da: erfahrungsgemäß

durch eine nicht schwere Staublunge keine Arbeiteuhfähigkeit
verursacht werde. Diese Au3führungen ergeben jedoch keinen

.
Verstoß des SG gegen verfahrensrechtliche VorSchriften° Das

SG hat sich auf die Auskunft der VerWaltungsstell€ M

der AOKA
_ vom2. Mai 1955gestützt, daßvom'2■r°

Augus_t 1937 an wegen "Schwindelahfell, Staubluhge" Arbeitsun—

fähigkeit bestanden habe Nach dem Rechtsstandpunkt des SG
kam es nur darauf an, wenn erstmalig wegen der Staublungener—

krankung ärztliche Behandlung erforderlich gewesen ist oder

Arbe1tsunfchigkeit begonnen hat Es genügte also naeh dieser

Rechtsauffassung; daß wegen der S“taublungenerkränkung ärztli—‘

che Hilfe in Anspruch genommen Wurde° Das SG hat deshalb auch

nicht festgestellt, daßdie Arbeitsunfähigkeit rechtlich we—
sentlich eine Folge der "Staublunge" geWesen ist, sondern viel

_mehr
ausdrüddich a.usgeführt‚ die Silikotbc sei in rentenbc—_ }

.rechtigendem Ausmaß erstmals 1955 aufgetreten. Das SG hat des-

halb von seinem Rechtsstandpunkt aus die Grenzen des Rechts

der freien richterlichen Überzéugungsbildung (5 128 see) da—
durch nicht überschritten; daß es auf Grund der Auskunft der

AOK die Erkrankung im August l937 als Beginn der Erkrankung

an "Staublunge" im Sinne der KrankenversicherUng angesehenh hat

Die Berufungsbegründung der Beklagten enthält auch keine.Ee—

weisanträge‚ die als Rügen aufgefaßt werden könnten, das SG,

‚Mhabe den Sachverhalt nicht hinreichend aufgeklärt (% 103 SGG)„

Daßdas SGdie Vorschriften des 5 614 EVOnicht berücksichtift
hat, ist, wie das LSG zutreff_end ausgeführt hat, kein Mangel

des Verfahrens. Das LSG ha.t_ die Berufung der Beklagten mit
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Recht insoWeit_als unzulässig verworfen, als sie sieh

gegen-die Verurteilung zur Zahlung der Verletztenrénté

richtet. Die Revision ist insoweit unbegründet und warv _
zurückzuweisen;

DAuch soweit _di'e Revision
sich gegen d'1e Auruckwe1sung

_
der Berufung gegen die Verurteilung zur Zahlung der Wit—_

wenrente richtet, ._1st sie nicht begründet. " ‘

'Das LSG hat als
erW1esen

angesehen,
daB der Ehemann der_5

WKlägerin im Februar 1955 an einer Silikotbc im_Sinne'vonj
”Nr. .27 b der Anlage Zu'r BKVOin der_ Fassung der 5. BKVO

_
vom 26. Juli 952 (BGBl I S. 395 ) erkrankt war und_ an den'""
Folgen _dieser

'Erkränkung
ge'st0rben ist. Diese Beststellung

iist _von
der Revision nicht mit Rügen (vgl. @165_SGG) an— ”

_
gegriffen 1eörden. Sie stimmt mit den Ausführungen .1m Bé—"

scheid 'der Beklagten vom 3 August 1955 überein, in'. dem.

_dcr Anspruch auf Krankenbehandlung _"wegen der bestehenden—'

Siliko—C 'uberkul_0se“- ausdr'ückl_ich festgestellt worden ist

Auch in' dem der Klä_gerin erteilten Beechéid über die Ab“
_

lehnung der_ Wit_wenrente vom 21. Dezember 1955 ist ausge—
_ „

führt, daß d'er Ehemann der Klägerin an allgemeiner. Eht—_ '

kräftung infolge der Silikotbc gestorben-sei, und im Ee—

rufungsverfähfen hat die Beklagte (Schrift3atz vom 7 No—DV

vember 1956) led_1glich bezweifelt, daß beim' Ehemann der
Klägerin im _März 1955. e1ne "schwere Staublungcn—Rrkrenkung“7'

im Sinne der Nr.17 a der Anlage zur BKVO in der insoweit

überein_stimmendeh Fassung_ nach der ,. Verordnung vom 16
Dezembe'r 1956 —

RGEl I S. 11'17 - und nach der 4. Vsbrd—'

_nung vom 29._ _Janus'r _1945 —_RGBl_ I S. 85 —
vorgelegen 'hahea‚

-
\

Hinsichtlich 'des Witwe'nre'ntenanspruohs wendet
die Fev1s10n_1

.sich led'1glich dagegen, daß das LS'G einen Ausschluß des

Anspruchs auf Witwenrente durch @ 561 RVO verneint hat,

”01
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DererkénnendeSenatstimmtmit dem.LSGgrundsätzlich darin
überein, daß diese Vorschrift auch einem Anspruch auf Hinter-

bliebenenrehte entgegenstehen kann, 3er Geset2geber hat in
9 561 EVO eineanentenans pr ich des Verletzten deshalb aus
schlossen, weil die durch einen Unfall verursachten

körper'li—

chen_9Schädigungen keine' einen Schadensersatzs nspruch begrbnf
denden Auswirkungen haben, wenn der Ve'rletzte bereits vor dem

Unfall dauernd völlig erwerbsunfähig, d.h. nicht_ßehr in der
Lage war, durch eine Betätigung im Erwerbsleben einen nennens-

werten Verdienst zu erzielen; In einem'solChen Fall bewirkt

auch der durch den Tod. verursachte völlige Wegfall der Vor

dem U'nfall noch vorhanden géwesenen, virtschaftlich jedoch_be4
deutungslosen Betätigungs möglichkeiten des Verletzten keinen

Rentenanspruch der Hinterbliebenen (vgl. EuM 56 S. 42)

das LSG von seinem Rechtsstandpunkt aus keine
nehe1en—ta't—

sächlichen Feststellungen hinsichtlich der Beta tigungsmög—

lichkeiten des Ehemannes B für erforderlich gehalten hat,

bietet der vorliegende Fall'dem Senat keine VGTQHlGSSUH&T„

seine Auffassung darüber naher darzuleg gen, welche te te;chli-—"

chen Voraussetzungen. die Annahme einer dauernden völli5 en

‘Erwerbsunfähigkeit im Sinne des 5 561 EVO rechtfertigen.

54561 EVO ist auch auf Entschädigungsansnrüche für die Folgen

von Berufskrankheiten anwendbar, da für diese grundsätzlich '

die Vorschriften über die Entschädigung von_Unfällen gelten
'(5 545 EVO) und die.BKVO insoweit keine_ahweichendén Vor- '

schriften enthält. Wie bei der Anwendung éahlreicher anderer

Vorschriften der EVO ergeben_sich jedoch hierbei insofern
Schwierigkeiten, als die-Vorschriften des 3. Buches der EVO
in ihrem—Wortlaut unmittelbar nur für die Entschädigung von'

„Unfallen passen, d.h. 'als Grundlage des En„„chddlcun■ an—
spruchs einen tatsächlichen.Vorgang voraussetzen, der sieh

zeitlich genau abgrenzen läßt t'und jedenfalls die Dauer einer

Arbeitsschicht in de_r Regel nicht überschreitet, während durch
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'berufliche BeSchäftigung verursachte Krankheiten hielfach
erst nach lange r Dauer der> >schädigenden Einwirkungen entste—

hen und zudem häufig erst in allmählich 1ortschreitender Ent—'

wicklung_hemerkbar' werden. Der Gesetzgeber hatte zwar be—'

reits in der ursprünglichen Fassung der EVO, die nur die Ente

schädigung„von Unfällen regelte, die Möglichkeit Vorgesehen,_'
die Unfallversicherung durch Beschluß des Buhdesrets auf ge—'

werbliche Eerufskrenkheiten suszudehnen(vgl '5 547 EVO a F ),'

er hatte jedoch den Wortlaut des 5 Buches der EVO nicht auf

eine solche zukünftige Ausdehnung dureh entsprechende Ände—

rung der unmittelbar nur für Unfälle passenden Vorschriften
eingestellt, sondern sich darauf beSchränkt, dem.Eundesrät _

die Berechtigung zum Erleß besonderer Vorschriften für die
Dur_chführuhg zu geben .Durch keine der verschiedenen Ände—'

rungen des 5 Buches der EVO-ist eine _solche systema.tische'

Anpassung erfolgt. Durch @54'7 EVO in der Fassung des Art '5
des Zweiten Gesetzes über Änderungen in der.Unfa'llversicherung

vöm_14.-Ju11 1925 (vg1L BGBl 1 s[. 97)—1st lediglich klergeé

stellt werden, daß durch eine auf Grund dieser Ermächtigung
ergehen nde- Rechtsverordnung auch die Art und vor allem die '

Voraus setzungen fur die Entschädigung von Esrufskrankhei_tén

geregelt werden können. Durch diese Ermächtigung sind' auch

Vorschriften gedeckt, die zur
Regelung der Frage d.ienen, _wel—

cher Zeitpunkt für Berufskrankhéiten bei ‚der Anwendung vo'n '

.Vorschriften zugrunde zu legen_ ist, die einen Unfallzeitpunkt

voraussetzen _@1M„Vikosch, ZfS 1960 S. 256) Schon_ die erste

BKVOvom 12. Mai 1925 (BGBl I s 27) bestimm.te hierzu: "Als
Zeitpunkt 'des Unfa.lls gilt der Begi'nn. der Krankheit im Sinne

der Krankenversicherung" (@ 5 Abs. 2),.'Ih der zweiten EKVO _1

vom 11 “Februar 1929 (BGBl I. S 27) ist' das'durch den zusatz
ergenzt werden "oder wenn dies _für den V_ersicherten güns tig'e_r

ist, der Beginn der Erwerbsunfähigkeit im Sinne der Unfs ll—

versicherung"o_Dieser.Wortlaut ist von den folgenden BKVOen

unverändert übernommen werden. Lediglich für die_Anwendung

„12_
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.der 55 1546 ff EVO und für die’Bereohnung des Jahresarbeits—
verdienstes bei Staublungeerkrahkungen sind Sondervorschrifte
eingefügt worden° Diese können jedoch, wie der Senat zu den
.Vorschriften über die_3erechnung des JahresarbeitSVerdienstes

im Urteil vom 29‚ Januar 1959 (ESG 9, 104) näher dargelegt“

hat, auf andere Sachverhalte nicht.ausdehncniengewendet wer—
den.“

NachdemWortlaut des‚@561EVOist der Zeitpunkt des Unfall—
ereignisses entsoheidend. Es kommt also-nicht darauf an, wenn
dieses Ereignis erstmälig einen Leistungsenspruch —'z„B. euf‘

Krankenbehandlung oder Rente aus der Unfallversichérung — zur
\

Folge gehabt hat. 5 561EVOwürde deshälh SeinemWortlaut ._ j
nach nicht anwendbar sein, Wenndie durch ein Unfalléreighis—
verursachte Körperschädigung erst in allmählicher.Entwicklung.
Krankenbehandlung erfordert oder-eine MdB’herbeiführt-gi in '

der Zwischenzeit aber durch ein mit demUnfällereignis in kéi
nem ursächlichen Zusammenhang stehendes Ereignis eine dauernd

völlige Erwerbsunfähigkeit verursacht werden ist° Nach der '_
Auffassung des erkennendén Senats würde ein solches Ergebnis

nicht dazu zwingen, @"561EVOüber denWortlaut hinaus auch
auf derartige Fälle anzuwenden. Der Senat ist_vielméhr_der

Auffassung, daß @561 EVO seinem gesetzgeberischen Zweck ent—
sprechend eng-nach dem Wortlaut auSzulegen ist° Welche Folge—

rungen sich in dem vorstehend beisPielsweise angeführten Fall

für die Schätzung der unfallbedingten MdB ergeben würden,

konnte im vorliegenden Fall unerörtert bleiben;

Für d1e'Anwendung'des@561 EVOist deshalb nicht der Zeit?

.
punkt maßgebend, von'dem en öie Berufskrenkheit Ehtschädié

„„gungsensprüohe begründet hat (vgl. aber hierzu die zur Anwen—
‘dung anderer Vorschriften ergängenen Entscheidungen des

,'ReichsversiCherungsamts:_EuM 42, 11, 31; 45, 100; 495 231);

als Unfallzeitpunkt im Sinne des @ 561 EVO gilt vielmehr nach

_13_
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_
@“5Abs‚2 der 5. —°4.BKVOQwennsich hierausfür denversi-
cherten eine günstigere Rechtslage ergibt, der_2eitpunkt des_
Beginns der Krankheit im Sinne_der KrankenvérSicherung. Die

Retision rügt zu Unrecht, daß das LSG es für entscheidend ge—

halten hat, wann der Ehemann B» erstmalig wegen der Krankéi

heit éärztlich_ behandelt werden _ist, die Von der Beklagten auf
Grund' der Anzeige des Dr. S” vom 12. März 1955_ als Be—' '

rufekränlheit anerkannt wo_rden ist und in ihrer weiteren Ent—-a

_wicklung zum Tode geführt hat°

'Die
Revision

greift allerdings aueh die Fest_stelluné'des LSG..'
“an, daß dies Wäh.rend der Arbeitsunfohigkeit geschehen sei, '

'die naeh den. Unterlagen der AOK%A:_„_
„

vom 24. 'August
195 7 his

zum 25. Feoruar
1958 _bestanden hat

Sie
ist d'er Auf—'

fassung‚.es Widerspreche.der Leh'enserfahrung_und— den Dehkge—_'

_sétzen, daß.das LSG diesen-Schluß aus der in den Unterlagen“

der_AOKals "Erstdiagnose"undimGrundedochnur_a1s"Ne—
behhefund" enthaltenen Angabe "Staubluhge■'ge20gen'habe‚'

Diese Rüge ist.
unbereoht1gt Das

LSG hat die
Unklarheiten

nicht verkahnt, die 'hinsiohtlich .der Fragen bestehen,
welcher

Art die Gesundhe1tsstorunoen waren, die. im Vordergrund der '

m1t Arb01t°unfahigke1t verbunden.en Erkrankung vom 24 August

1957 bis. Zum 25 Februar 1958 gestanden haben, und worauf

Id_i_e Bewilligung der Invalidenrente zurück'zuführen' ist. Die
_Revision hat auch

nicht_
dargelegt, _Welche Ermittlungenoclich—

keiten dem LSG Zu einer Klärung dieser Fragen noeh zur Ver—
'fügung géste nden hätte_n. 'Das LSG konnte jedoch ohne Verstoß

gegen Denkgesetze oder Erfahrungssatze annehmé_n‚ daß die Äu's—

wirkungen der
Einätmung von_ kiéselsäurehaltigem Steinstaub,

“denen """"Bi ” mehrere Jahrzehnte hindurch Während seiner Tetig—

'keit in Sandsteinbrüohen des Maingébiétes a.us
gesetzt gewesen

ist, bereits im Jahre 1957, d. h. im letzten
J'ahr

dieser ge—
fährdenden Tätigk_eit, BeschWerden verursacht haben, zu deren

Beseitigung oder Wenigstens Linderung ärztliche Hilfe erfor—

‚_14_1
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' derlich gewesen ist‘: Der Einwand der Revision, in einem solch

Falle wäre eine Röntgenuntersuchung veranlaßt worden, verkenn

“daß nicht mehr zu klären ist, ob und gegebenenfalls mit weldm

Ergebnis im Luitpold—Krankenhaus in Würzburg eine solche Unte

suchung vorgenommen worden ist. Auch der von der ReviS1on her-

vorgeh0bene Umstand, daß Bi anscheinend-erstmalig im Jahre
1954 wieder ärztliche Hilfe in Anspruch genomnen h81t‚ steht-

der Schlußfolgeru■g des LSG nicht zwingend entgegen° Die Revi—

sion berücksichtigt nicht, daß der-im März 1955festgestellte
Zustand, wie Dr. S hervorgehoben-hat, das Ergebnis einen
langdauernden, schon sehr weit fortgeschrittenen Entwicklung
War, die objektiv bereits lange Zeit_vorhér ärztliche.Eehandé

' lung erfordert hätte„ Das LSG_könnte deshalb aus der ausrück—
lichen Erwähnung der "Staublunge" in den Unterla

°gen der AOK
vohne Überschreitung der gesetzlichen Grenzen des Rechts der

freien richterlichen Überzeugungsbildung (@ 128 SGG) den-
.Schluß ziehen, daß der Ehemann B damals auch wegen diesea

Erkrankung ärztlich behandelt werden ist; Diese Feststellung

ist somit für denSenatbindend(@163see)
Diese Feststellung reicht auch als Grundlage für die rechliche
Schlußfolgerung des LSG aus, daß @ 561 RVG auf den w'itwen1en—

tenanspruch nicht anwendbar sei° ‘

Die Revision weist zwar
zutref-fend

darauf hin, -da_ß das LSG

nicht festgestellt hat, von welchem Zeitpunkt_ an bei dem Lha—

VmannB ; . 'eine dauernde völlige rwerbsunfah1ake1t bee ande1
hat. Insbesondere ist nicht festgestellt w01den, ob ein Sol—

cher Zustand bereits
_vom Zeitpuni der Bewilligung der Invali—

denrente an bestand Das LSG konnte
jedoch auf den Versuch vei

ziehten‚ diese sehr zweifelhafte Frage zu klären; da der Be—

ginn der am 24. AuguSt 1957 einsetzenden'■rkrankung für die
Anwendung des @ 561 EVO als Unfallzeitpunkt gilt, Kommt es-

„rechtlich darauf an, ob der Ehemann Bf“ bereits
vor diesem

Zeitpunkt dauernd Völlig_erwerbsunfahig
gewesen ist° Hierfür‘

besteht jedoch, wie das LSG zutreffend ausgeführt hat, kein
fAnhalt‚ Nach den Unterlagen der AOK" war der Ehemann B ""

_V0m16» Februar 1957 an wieder als Arbeitnéhmer-des Steinbrud

‚*15“.
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'
unternehme_ns P: A: ‘ zur AOK gemeldet 'Die Revision ha.t

‘nicht dargelegt, auf Grund welcher Umstände das LSG hätte ver—

/muten müss_en, da.ß der Ehemann B. .
bereits vor dem

Einsetzen.

der am 24 August_1937 beginnenden Arbeitsuniahigke1t nicht

mehr in der Lage gewesen sei, eine wirtschaftlich wesentliche

Arbeit zu Verriehten‚ Die Mitteilung der Gemeinde Bi ‚
daß der Ehemann Be ' im August 1937 "durch Hirnsc'hlag 1Ö0%ig"

'ervcrbsuntahic" geworden sei, die von der Revis_ion in dieSem
Zusammenhang hervorgehoben wird, bezieht sic_h offensichtlich

auf die am 24° August 1937 einsetzende Erkrankung und läßt
_

keine Schlüsse auf den vor dieser Erkrankung bestehénden zu-

stand zu" Die Revision hat'nicht dargelegt, 1nw1efern*dae LS.G

_
eine solche Vermu_tuhg durch weit.ere Ermittlungen hatte nach-

_
prüfen müssen. D1e_F'eststellung des LSG'‚ es

bestehe kein An-.
H_halt dafür, daß der Ehemann _Bz bereits vor der am 24 Aue-'

_“gust 1937 einsetzenden Erkrankung. da.uerhd völlig erwerbsunfä

‘hig war , ist deshalb für den Senat gleichfalls bindend

"Das LSG hat
hiernach ohne 'Rechtsirrtum entschieden, daß der An—_

spruch au1 W1twehrenté nicht durch @ 561 EVO ausgeschlossen ist)

Die Revision ist deshalb auch insoweit 'unbegründet und' war' zu—
}

rückzuwei'sen°

Die Kostenentscheidung ergeht_auf Grund von 5 195 SGG.
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